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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Mutterschutzgesetzes 


A. Zielsetzung 

Ziel des Gesetzentwurfs ist die Ergänzung des besonderen Kündi- 
gungsschutzes für schwangere Arbeitnehmerinnen unter Berück- 
sichtigung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts so- 
wie eine geringfügige und unbedenkliche Erweiterung des Aus- 
nahmekataloges vom Nachtarbeitsverbot für die Beschäftigung 
von Künstlerinnen während der ersten vier Monate der Schwan- 
gerschaft und als stillende Mütter. 


B. Lösung 

Zum Kündigungsverbot wird gesetzlich klargestellt, daß bei einer 
Kündigung durch den Arbeitgeber vor oder nach der Entbindung 
die unverschuldete Versäumung der Zwei-Wochen-Fiist über die 
Mitteilung der Schwangerschaft bzw. entsprechend über die Ent- 
bindung für die Arbeitnehmerin unschädhch ist, wenn sie die Mit- 
teilung unverzüghch nachholt. Abweichend vom Nachtarbeitsver- 
bot dürfen werdende und stillende Mütter ihre gewohnte künstle- 
rische Tätigkeit bei Musikaufführungen und vergleichbaren Ver- 
anstaltungen bis 23 Uhr ausüben. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 
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Bundesrepubhk Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. November 1991 

021 (312) - 280 00 - Mu 1/91 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Mutterschutzgesetzes mit Begründung (An- 
lage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Frauen und Jugend. 

Der Bundesrat hat in seiner 635. Sitzung am 18. Oktober 1991 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Mutterschutzgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Mutterschutzgesetzes 

Das Mutterschutzgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18, April 1968 (BGBL I S. 315), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
30. Juni 1989 (BGBL I S. 1297), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 2 Abs. 4, § 4 Abs. 4, 5 Satz 1, § 9 Abs. 3 
Satz 2 und § 11 Abs. 4 werden die Worte „Bundes- 
minister für Jugend, Famihe, Frauen und Gesund- 
heit" durch die Worte „Bundesminister für Frauen 
und Jugend" ersetzt. 


2. In § 8 Abs. 3 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. als Künstlerinnen bei Musikaufführungen, 
Theatervorstellungen und ähnlichen Auffüh- 
rungen bis 23 Uhr. " 

3. In § 9 Abs, 1 Satz 1 wird der Punkt durch ein Semi- 
kolon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„das Überschreiten dieser Frist ist unschädlich, 
wenn es auf einem von der Frau nicht zu vertreten- 
den Grund beruht und die Mitteilung unverzüglich 
nachgeholt wird. " 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Schon zu Beginn der 10. Legislaturperiode hatte die 
Bundesregierung den Entwurf eines Arbeitszeitgeset- 
zes (EArbZG) vorgelegt, in dem u. a. eine am Grund- 
satz der Gleichbehandlung von Frauen und Männern 
orientierte Neuordnung des gesamten verbhebenen 
Frauenarbeitsschutzes vorgeschlagen wurde. Dieser 
Gesetzentwurf enthielt auch zwei Änderungen des 
Mutterschutzgesetzes (MuSchG): 

— In § 8 Abs. 3 eine Ergänzung des Ausnahmekata- 
loges vom Nachtarbeitsverbot zugunsten von wer- 
denden und stillenden Müttern, die bei Musikauf- 
führungen und vergleichbaren Veranstaltungen 
tätig sind; sie dürfen bis 23 Uhr beschäftigt wer- 
den, 

— in § 9 Abs. 1 die gesetzliche Klarstellung, daß bei 
einer Kündigung durch den Arbeitgeber vor oder 
nach der Entbindung die unverschuldete Versäu- 
mung der Zwei-Wochen-Frist für den Kündigungs- 
schutz unschädlich ist, wenn die Mitteilung über 
die Schwangerschaft bzw. entsprechend über die 
Entbindung gegenüber dem Arbeitgeber unver- 
züglich nachgeholt wird (Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 13. November 1979). 

Der Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes wurde aller- 
dings weder in der 10. noch in der 11. Legislaturpe- 
riode verabschiedet (s. dazu Drucksache 11/360). 
Zum Ende der 11. Legislaturperiode wurde versucht, 
einen Teil des Frauenarbeitsschutzes aus dem 
EArbZG herauszulösen und vorab zu regeln, über den 
ein weitgehendes Einvernehmen zwischen den Län- 
dern und der Bundesregierung besteht. In diesem Teil 
befanden sich auch die beiden Änderungen des Mut- 
terschutzgesetzes. Die Verabschiedung sollte im Zu- 
sammenhang mit dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Verbesserung der Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern am Arbeitsplatz erfolgen (BT-Drucksache 
11/6946 i. V. m. Ausschuß-Drucksache 1593). 

Die Beratung des genannten Gesetzentwurfs wurde 
jedoch nicht mehr abgeschlossen. Sowohl die Umset- 
zung der Entscheidung des Bundesverfassungsge- 
richts vom 13. November 1979 zu § 9 Abs. 1 MuSchG 
als auch die übrigen vorgesehenen Änderungen des 
Mutterschutzgesetzes sind geboten und sachdien- 
lich. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 — Änderung des Mutterschutzgesetzes 
Zu Nummer 1 

Die in § 2 Abs. 4, § 4 Abs. 4 und 5, § 9 Abs. 3 und in 
§11 Abs. 4 MuSchG enthaltene Ermächtigung zum 


Erlaß von Vorschriften richtet sich an den Bundesmi- 
nister für Jugend, Famihe, Frauen und Gesundheit. 
Bei der Neubildung der Bundesregierung zu Beginn 
der 12. Legislaturperiode wurde dieses Bundesmini- 
sterium geteilt, zuständig für den Mutterschutz ist 
jetzt der Bundesminister für Frauen und Jugend. Um 
Unklarheiten wegen der Zuständigkeit für das Mut- 
terschutzgesetz nach der Aufteilung des Bundesmini- 
steriums für Jugend, Famihe, Frauen und Gesundheit 
zu vermeiden, ist die redaktionelle Änderung in den 
genannten Vorschriften erforderhch. 


Zu Nummer 2 

Durch die vorgesehene Ergänzimg des Ausnahmeka- 
taloges des § 8 Abs. 3 MuSchG können werdende und 
stillende Mütter ihre gewohnte Tätigkeit als Künstle- 
rinnen bei Musikaufführungen, Theatervorstellungen 
und ähnhchen Aufführungen im vorgegebenen ge- 
setzhchen Rahmen bis 23 Uhr ausüben. Die geringfü- 
gige Erweiterung ist wegen des beruflichen Interesses 
und der besonderen Arbeitsbedingungen der betrof- 
fenen Künstlerinnen vertretbar und unbedenkhch. Zu 
diesem Ergebnis kam bereits ein arbeitsmedizinisches 
Gutachten von Prof. Dr. med. Werner Klosterkötter 
von 1972. An Spätarbeit sind Künstlerinnen regelmä- 
ßig schon länger gewöhnt. Dafür entfällt gewöhnlich 
die Früharbeit. Ein Beschäftigungsverbot hinsichtlich 
der Spätarbeit kann sich für die schwangeren Schau- 
spielerinnen und Musikerinnen sogar psychisch bela- 
stend auswirken, weil sie ihre Persönlichkeit im — mit 
hoher Motivation ausgeübten — Beruf nicht entfalten 
können und für ihre künstlerische Entwicklung 
Nachteile befürchten. Die hier beabsichtigte Erweite- 
rung bleibt in ihrer Tragweite hinter den geltenden 
anderen Ausnahmen des § 8 Abs. 3 MuSchG eher 
noch zurück. Eine Gefährdung von Leben oder Ge- 
sundheit von Mutter oder Kind ist aufgrund der son- 
stigen allgemeinen und individuellen Schutzbestim- 
mungen der §§ 3 ff. MuSchG nicht zu befürchten. 

Die betroffene Künstlerin gerät durch die Änderung 
des § 8 Abs. 3 MuSchG auch nicht als Arbeitnehmerin 
in eine Drucksituation; davor wird sie ergänzend 
durch die §§ 9 und 11 MuSchG geschützt. 

Die vorgesehene Nummer 3 in § 8 Abs. 3 MuSchG 
beschränkt sich im Gegensatz zu Absatz 4 auf das 
künstlerische weibhche Personal bei Musikauffüh- 
rungen etc. Die Begriffe „Musikaufführungen" und 
„Theatervorstellungen" haben die gleiche Bedeutung 
wie in Absatz 4. Dagegen ist der Rahmen für die „ ähn- 
lichen Aufführungen" in der Nummer 3 enger als für 
den Sammelbegriff der „anderen Schaustellungen, 
Darbietungen oder Lustbarkeiten" in Absatz 4. Diese 
Abweichung rechtfertigt sich aus dem besonderen 
Schutzzweck des Nachtarbeitsverbotes, so daß auch 
die Ausnahme hiervon einzugrenzen ist. Somit fallen 
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z. B. Aufführungen des Schaustellergewerbes, soweit 
sie keine erhebliche Ähnlichkeit mit einer Musikauf- 
führung oder Theatervorstellung haben, nicht unter 
die Nummer 3 (s. dazu Zmarzlik/Zipperer/Viethen, 
Kommentar zum MuSchG, 5. Auflage, § 8 Anmer- 
kung 15 sowie § 17 Abs. 2 Nr. 4 und 5 Jugendarbeits- 
schutzgesetz). 


Zu Nummer 3 

Nach der aus dem Jahre 1952 stammenden Vorschrift 
des § 9 Abs. 1 Satz 1 MuSchG ist die Kündigung ge- 
genüber einer Frau während der Schwangerschaft 
unzulässig, wenn dem Arbeitgeber zur Zeit der Kün- 
digung die Schwangerschaft bekannt war oder inner- 
halb zweier Wochen nach Zugang der Kündigung 
mitgeteilt wird. Entsprechendes gilt für die Kündi- 
gung innerhalb von vier Monaten nach der Entbin- 
dung und die Mitteilung über diese. Das Bundesver- 
fassungsgericht hat in seinem Beschluß vom 13. No- 
vember 1979 (BVerfGE 52, 357, 365 f.) entschieden, 
daß diese Vorschrift insoweit mit Artikel 6 Abs. 4 des 
Grundgesetzes unvereinbar ist, als sie den besonde- 
ren Kündigungsschutz Arbeitnehmerinnen entzieht, 
die im Zeitpunkt der Kündigung schwanger sind, ih- 
ren Arbeitgeber hierüber unverschuldet innerhalb 
zweier Wochen nach Zugang der Kündigung nicht 
unterrichten, dies aber unverzüglich nachholen, ln 


Nummer 3 wird nunmehr § 9 Abs. 1 Satz 1 MuSchG 
entsprechend der Entscheidungsformel des Beschlus- 
ses des Bundesverfassungsgerichts vom 13. Novem- 
ber 1979 formuliert. Dementsprechend erhalten 
schwangere Arbeitnehmerinnen in allen Fällen die 
Möglichkeit, die Mitteilung nachzuholen, in denen sie 
dies aus einem von ihnen nicht zu vertretenden Grund 
versäumt haben. Die Formulierung der neuen Vor- 
schrift lehnt sich eng an die bisherige Terminologie 
des Mutterschutzgesetzes an und erfaßt, dem Inhalt 
des § 9 Abs. 1 Satz 1 MuSchG entsprechend, auch die 
Mitteilung über die Entbindung. 


Zu Artikel 2 — Inkrafttreten 

Das Gesetz soll unmittelbar nach seiner Verkündung 
in Kraft treten. 


C. Kosten und wirtschaftliche Auswirkungen 

Mit den vorgesehenen Gesetzesänderungen sind 
keine Kostenwirkungen und keine Auswirkungen auf 
die Einzelpreise oder das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, verbunden, weil sich 
insgesamt keine zusätzlichen Belastungen für die 
Wirtschaft ergeben. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 635. Sitzung am 18. Okto- 
ber 1991 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus der An- 
lage ersichthch, Stellung zu nehmen. 


1. Zu Artikel 1 nach Nummer 1 (§ 4 Abs. 2 Nr. 2) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 1 folgende Num- 
mer 1 a einzufügen: 

,1a. In § 4 Abs. 2 Nr. 2 wird das Wort „ständig" 
durch das Wort „überwiegend" ersetzt.' 


Begründung 

Aufgrund der herrschenden Rechtsprechung greift 
das derzeitige Beschäftigungsverbot nicht, wenn 
die Tätigkeiten teilweise auch im Gehen aus ge- 
führt werden. Mit dieser Auslegung geht das Be- 
schäftigungsverbot praktisch ins Leere, denn es 
sind kaum Tätigkeiten denkbar, in denen die Be- 
schäftigten ausschließlich ihre Arbeit im Stehen 
verrichten müssen. Es sollte deshalb darauf ab ge- 
stellt werden, wie die Tätigkeiten überwiegend 
ausgeführt werden müssen. Dabei ist zu bedenken, 
daß auch Arbeiten, die überwiegend im Stehen 
erledigt werden müssen, bereits eine erhebliche 
Belastung gerade für Schwangere darstellen. 


2. Zu Artikel 1 nach Nummer 1 a — neu — 

(§ 4 Abs. 2 Nr. 6) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 1 a — neu — folgende 
Nummer Ib einzufügen: 

,1b. In § 4 Abs. 2 Nr. 6 sind nach den Worten „ aus- 
gesetzt sind" folgende Worte einzufügen: 

„oder sofern durch eine Berufserkrankung 
eine erhöhte Gefährdung für die werdende 
Mutter oder eine Gefahr für das Kind be- 
steht".' 


Begründung 

Die derzeitige Fassung des Gesetzes erfüllt in vie- 
len Fällen nicht ihren ursprünglichen Zweck. Nach 
dem Wortlaut des § 4 Abs. 2 Nr. 6 greift das Verbot 
nur, wenn aufgrund der Schwangerschaft eine er- 
höhte Gefahr besteht, an einer Berufskrankheit zu 
erkranken. Eine erhöhte Gefahr dürfte jedoch in 
seltenen Fällen tatsächlich bestehen. Häufiger da- 
gegen kommt es vor, daß durch eine Berufskrank- 
heit eine erhöhte Gefährdung für die Schwangere 
entsteht. Auch gibt es Fälle, in denen durch die 
Berufskrankheit eine Gefährdung des ungebore- 
nen Kindes eintritt. Beide Fälle müssen im Sinne 
eines umfassenden Mutterschutzes in das Beschäf- 
tigungsverbot einbezogen werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


1. Zu Artikel 1 nach Nummer 1 (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 
— neu — MuSchG; Ersetzung des Wortes 
„ständig" durch „überwiegend") — FJ, AS — 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Das Beschäftigungsverbot des § 4 Abs. 2 Nr. 2 
MuSchG berücksichtigt arbeitsmedizinische Er- 
fahrungen, wonach solche Arbeiten gesundheits- 
gefährdend sind, bei denen schwangere Frauen 
ständig stehen müssen. Nach Ablauf des fünften 
Monats der Schwangerschaft ist eine Beschäfti- 
gung mit solchen Arbeiten über vier Stunden täg- 
hch schlechthin verboten. Eine vergleichbare di- 
rekte Gefahrenlage besteht nicht bei Tätigkeiten, 
die durch Gehen oder Sitzen unterbrochen werden. 
Der Bundesregierung hegen keine Erkenntnisse 
darüber vor, daß das geltende Beschäftigungsver- 
bot des § 4 Abs. 2 Nr. 2 MuSchG praktisch ins 
Leere greift. Arbeitsplätze, die ein ständiges Ste- 
hen erfordern, gibt es sowohl in der Industrie (z. B. 
Fließbandarbeit zumindest in älteren Betrieben) als 
auch im Dienstleistungsbereich (z. B. Wäsche- 
reien). Sie sind auch für einzelne Handelsbranchen 
nicht von vornherein auszuschheßen. Im übrigen 
wird auf § 2 Abs. 2 MuSchG verwiesen, wonach 
das ständige Stehen ebenfalls ein Tätigkeitsmerk- 
mal ist und den Arbeitgeber hinsichtlich der Ge- 
staltung des Arbeitsplatzes verpflichtet, für die 
Schwangere eine Sitzgelegenheit zum kurzen Aus- 
ruhen bereitzustellen. 

Für die Ersetzung des Wortes „ständig" durch 
„überwiegend" in § 4 Abs. 2 Nr. 2 MuSchG fehlt 
bisher eine ausreichende fachliche, insbesondere 
arbeitsmedizinische Begründung. Diese Gesetzes- 
änderung könnte darüber hinaus zu einem erhebli- 
chen Beschäftigungshindernis für junge Frauen im 
Handel und in Kleinbetrieben führen. Der vorran- 
gige Schutz der Schwangeren ist durch die Kombi- 
nation der individuellen mit den absoluten Be- 
schäftigungsverboten der §§ 3ff. MuSchG bereits 
jetzt gewährleistet. Bei den absoluten Beschäfti- 
gungsverboten des § 4 MuSchG ist auch auf die 
Generalklausel des Absatzes 1 hinzuweisen, wo- 
nach Schwangere nicht mit schweren körperlichen 
Arbeiten etc. beschäftigt werden dürfen. Dieses 


Verbot gilt somit im Gegensatz zu § 4 Abs. 2 Nr. 2 
MuSchG bereits vom ersten Tage der Schwanger- 
schaft an. 

Die Bundesregierung ist gleichwohl bereit, diesen 
Vorschlag zusammen mit arbeitsmedizinischen 
Sachverständigen zu überprüfen und ggf. bei einer 
weiteren geeigneten Gelegenheit für eine Ände- 
rung des Mutterschutzgesetzes zu berücksichti- 
gen. Das laufende Gesetzgebungsverfahren soll 
durch diese Überprüfung nicht verzögert werden. 


2. Zu Artikel 1 nach Nummer 1 (§ 4 Abs. 2 Nr. 6 

— neu — MuSchG; Gefährdung der 
Schwangeren durch eine Berufserkrankung) 

- AS - 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 

Das Beschäftigungsverbot des § 4 Abs. 2 Nr. 6 
MuSchG erfaßt solche Arbeiten, bei denen wer- 
dende Mütter infolge ihrer Schwangerschaft (ver- 
minderten Abwehrkraft) in besonderem Maße der 
Gefahr einer Berufserkrankung ausgesetzt sind, 
z. B. bei der Toxoplasmose in der berufsmäßigen 
Tierpflege. Die Vorschrift bezieht neben der Ge- 
fahr einer Berufserkrankung auch die Fälle ein, in 
denen die Berufskrankheiten sich für die Schwan- 
gere und ihr Kind gefährlich auswirken können 
(z. B. Erkrankungen im Bereich toxischer Substan- 
zen). Dagegen fallen nach herrschender Meinung 
Sehnenscheidenentzündungen bei Schreibkräften 
oder Hauterkrankungen bei Frisösen nicht unter 
die von § 4 Abs. 2 Nr. 6 MuSchG erfaßten Berufs- 
erkrankungen, weil sie sich nicht gefahrerhöhend 
für die Schwangerschaft auswirken. Die geltende 
Fassung dieser Vorschrift hat somit in der Praxis 
ihre Zweckbestimmung voll erfüllt. 

Wenn auch nach Auffassung der Bundesregierung 
keine begründeten Anhaltspunkte für eine not- 
wendige Änderung des § 4 Abs. 2 Nr. 6 MuSchG 
vorhegen, ist sie auch hier bereit, diesen Ände- 
rungsvorschlag ebenfalls für spätere gesetzgeberi- 
sche Arbeiten fachlich überprüfen zu lassen. 
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